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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.04.1995 

Geschäftszahl 

93/17/0174 

Rechtssatz 

Die Wendung "eine Neufestsetzung ... AUFGRUND DER UNRICHTIGKEIT DER SELBSTBEMESSUNG ..." 
im Art II § 2 Abs 3 FAGNov 1991 kann sinnvollerweise nur auf den erstinstanzlichen Bescheid bezogen werden, 
denn die Unrichtigkeit oder Richtigkeit der Selbstbemessung ist nach Erlassung des erstinstanzlichen Bescheides 
(im Berufungsverfahren) kein Prozeßthema mehr. Es liegt vielmehr ein Abgabenbescheid vor, der wie jeder 
andere Abgabenbescheid zur Gänze über die Abgabe und nicht nur über die offene Restschuld (Hinweis: E 
29.4.1983, 81/17/0060, VwSlg 5781 F/1983) und unter voller Anwendung der materiellen und formellen 
Abgabenvorschriften über den jeweils in Rede stehenden Abgabenanspruch abspricht. 

Beachte 

Vorgeschichte: 

91/17/0110 E 5. Dezember 1991; 


